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(2) In Rechtsvorschriften können für bestimmte Bereiche 
oder Personengruppen besondere Regelungen für den 'Ab­
schluß befristeter Arbeitsverträge festgelegt werden.

(3) Ein befristeter Arbeitsvertrag bis zur Dauer von 2 Wo­
dien bedarf nicht der schriftlichen Ausfertigung.

§48
(1) Die Dauer des befristeten Arbeitsvertrages ist bei Ver­

tragsabschluß durch einen Termin zu bestimmen. In diesem 
Fall endet der Arbeitsvertrag zum vereinbarten Termin. Ist 
die Festlegung eines Termins nicht möglich, kann die Dauer 
durch den Zweck der vereinbarten Arbeit begrenzt werden. 
In diesem Fall hat der Betrieb die Beendigung der Arbeit 
dem Werktätigen eine Woche vorher schriftlich mitzuteilen.

(2) Ist der Werktätige bereit, nach Beendigung eines be­
fristeten Arbeitsvertrages gemäß § 47 Abs. 1 Buchst, b weiter­
zuarbeiten, ist die Weiterbeschäftigung mit ihm in einem un­
befristeten Arbeitsvertrag zu vereinbaren. Ist die Weiter­
beschäftigung nicht möglich, hat der Betrieb den Werktätigen 
bei der Aufnahme einer zumutbaren Arbeit in einem anderen 
Betrieb zu unterstützen.

§49
Änderungsvertrag

(1) Die im Arbeitsvertrag getroffenen Vereinbarungen kön­
nen nur durch Vertrag geändert werden. Der Änderungsver­
trag kann auch befristet werden. Der Betrieb ist verpflichtet, 
die zuständige betriebliche Gewerkschaftsleitung vom beab­
sichtigten Abschluß eines Ähderungsvertrages zu verständi­
gen. Er hat den Änderungsvertrag schriftlich auszufertigen. 
Im übrigen gelten die §§ 40 bis 43, 44 Abs. 1 und 45 entspre­
chend.

(2) Wird ein Änderungsvertrag im Zusammenhang mit Ra­
tionalisierungsmaßnahmen oder Strukturveränderungen er­
forderlich, ist der Betrieb verpflichtet, diesen rechtzeitig, min­
destens 3 Monate vor Eintritt der Veränderungen, mit dem 
Werktätigen abzuschließen.

§50

Delegierungsvertrag

(1) Der zeitweilige Einsatz von Werktätigen in einem an­
deren Betrieb im Rahmen der sozialistischen Hilfe oder zur 
Lösung volkswirtschaftlicher Schwerpunktaufgaben ist zwi­
schen dem Werktätigen, dem Einsatzbetrieb und dem dele­
gierenden Betrieb zu vereinbaren (Delegierungsvertrag).

(2) Im Delegierungsvertrag sind Beginn und Ende des Ein­
satzes, Arbeitsaufgabe und Arbeitsort zu vereinbaren. Die 
beteiligten Betriebe sind verpflichtet, die zuständigen betrieb­
lichen Gewerkschaftsleitungen vom beabsichtigten Abschluß 
eines Delegierungsvertrages zu verständigen. Der delegierende 
Betrieb hat den Vertrag, schriftlich auszufertigen. Ein Dele­
gierungsvertrag bis zur Dauer von 2 Wochen bedarf nicht der 
schriftlichen Ausfertigung. Im übrigen gelten die §§40 bis 43, 
44 Abs. 1 und 45 entsprechend.

(3) Während der Delegierung bleiben die Rechte urid Pflich­
ten aus dem Arbeitsrechtsverhältnis mit dem delegierenden 
Betrieb bestehen, soweit in Rechtsvorschriften oder im Dele­
gierungsvertrag nichts anderes festgelegt ist.

(4) Während der Delegierung erhält der Werktätige Lohn 
entsprechend der im Delegierungsvertrag vereinbarten Ar­
beitsaufgabe' und den für den' Einsatzbetrieb geltenden ar­
beitsrechtlichen Bestimmungen. Er hat mindestens Anspruch 
auf den im delegierenden Betrieb erzielten Durchschnittslohn.

(5) Der Delegierungsvertrag kann vorzeitig durch Verein­
barung zwischen dem Werktätigen und dem Einsatzbetrieb 
oder durch fristgemäße Kündigung aufgelöst werden. Die Be­
stimmungen über die Auflösung eines befristeten Arbeitsver­
trages finden entsprechende Anwendung. Die fristgemäße 
Kündigung durch den Einsatzbetrieb ist auch zulässig, wenn 
der für die Delegierung maßgebliche Grund nicht mehr ge­
geben ist. Nach Beendigung der Tätigkeit im Einsatzbetrieb 
ist der Werktätige im delegierenden Betrieb entsprechend den 
Vereinbarungen im Arbeitsvertrag weiterzubeschäftigen.

Aufhebungsvertrag und Überleitungsvertrag

§51

(1) Ist die Auflösung eines Arbeitsvertrages erforderlich, 
soll sie durch Vereinbarung zwischen dem Werktätigen und 
dem Betrieb (Aufhebungsvertrag) oder durch Vereinbarung 
zur Überleitung des Werktätigen in einen anderen Betrieb 
zwischen dem bisherigen Betrieb, dem Werktätigen und dem 
übernehmenden Betrieb (Überleitungsvertrag) erfolgen.

(2) Bei Auflösung des Arbeitsvertrages auf Initiative des 
Betriebes ist dieser verpflichtet, dem Werktätigen einen Über­
leitungsvertrag über eine zumutbare andere Arbeit anzubie­
ten. Der Abschluß eines Aufhebungsvertrages auf Initiative 
des Betriebes setzt voraus, daß der Betrieb dem Werktätigen 
einen Änderungsvertrag über die Aufnahme einer zumutbaren 
anderen Arbeit oder, soweit das nicht möglich ist, einen 
Überleitungsvertrag angeboten und der Werktätige dieses An­
gebot abgelehnt hat.

§52

(1) Im Aufhebungsvertrag ist der Tag der Auflösung des 
Arbeitsvertrages zu vereinbaren.

(2) Der Betrieb ist verpflichtet, die zuständige betriebliche 
Gewerkschaftsleitung vom beabsichtigten Abschluß eines 
Aufhebungsvertrages zu verständigen. Er hat den Aufhe­
bungsvertrag schriftlich unter Angabe der Gründe auszufer­
tigen. Ina übrigen gelten die §§ 41 und 43 Abs. 2 Satz 2 ent­
sprechend.

§53

(1) Im Überleitungsvertrag sind
der Tag der Auflösung des Arbeitsvertrages zwischen dem

bisherigen Betrieb und dem Werktätigen
sowie
der Beginn der Tätigkeit, die Arbeitsaufgabe und der Arbeits­
ort im neuen Betrieb zu vereinbaren. Weitere Vereinbarun­
gen, wie Verpflichtungen der Betriebe zur Vorbereitung des 
Werktätigen auf seine neue Arbeitsaufgabe einschließlich not­
wendiger Qualifizierungsmaßnahmen und zur Unterstützung 
bei Wohnungswechsel, können im Rahmen der arbeitsrecht­
lichen Bestimmungen getroffen werden.

(2) Wird ein Überleitungsvertrag im Zusammenhang mit 
Rationalisierungsmaßnahmen oder Strukturveränderungen er­
forderlich, hat der -bisherige Betrieb zu gewährleisten, daß 
dieser rechtzeitig, mindestens 3 Monate vor Beginn der neuen 
Tätigkeit, abgeschlossen wird.

(3) Der bisherige Betrieb ist verpflichtet, den Abschluß des 
Überleitungsvertrages insbesondere durch eine Aussprache 
zwischen den beteiligten Partnern vorzubereiten. Die beteilig­
ten Betriebe sind verpflichtet, die zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitungen vom beabsichtigten Abschluß eines 
Überleitungsvertrages zu verständigen. Der Vertrag ist schrift­
lich unter Angabe der Gründe auszufertigen. Im übrigen gel­
ten die §§ 40 bis 45 entsprechend.


